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Anlagen:

1.

o

Online-Information des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen, fur
Landesentwicklung und Heimat zum Start des Anhorungsverfahrens und der
Offentlichkeitsbeteiligung zur Teilfortschreibung des Landesentwicklungsprogramms
Bayern (LEP)

Schreiben des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen, fur Landesentwicklung und
Heimat vom 28.07.2016 zum Anhdrungsverfahren zur Teilfortschreibung des
Landesentwicklungsprogramms Bayern (LEP)

Vorblatt zum Verordnungsentwurf Gber das Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP)
Entwurf der Verordnung zur Anderung der Verordnung iiber das
Landesentwicklungsprogramm Bayern vom 12. Juli 2016

Entwurf der Begriindung zur Verordnung Uber das Landesentwicklungsprogramm Bayern
(LEP) ohne Umweltbericht

Vorbericht fir die 7. Sitzung das Bau- und Planungsausschusses das Bayerischen
Stadtetags am 09.06.2016

EntschlieBung ,Zentrale Orte* der 41. Ministerkonferenz fir Raumordnung am 09.03.2016
Synopse des Bayerischen Stadtetages zu den Anderungen des LEP

Stellungnahme des Referats fir Arbeit und Wirtschaft vom 18.08.2016

Beschluss des Ausschusses fiir Stadtplanung und Bauordnung vom 21.09.2016 (VB)E
Offentliche Sitzung

Vortrag der Referentin
1. Anlass

Der Bayerische Ministerrat hat am 12.07.2016 den Entwurf der Teilfortschreibung des
Landesentwicklungsprogramms Bayern (im Folgenden LEP-E) zustimmend zur Kenntnis
genommen. Auf dieser Grundlage wird nun das Anhdrungsverfahren unter Beteiligung der
Offentlichkeit und der in ihren Belangen betroffenen 6ffentlichen Stellen und Verbande
durchgeflhrt. Als Fristende wird vom Bayerischen Staatsministerium der Finanzen, fur
Landesentwicklung und Heimat (BayStMFLH) der 15.11.2016 benannt (Anlagen 1 und 2).

Der Regionale Planungsverband Minchen (RPV) wird die Teilfortschreibung in der 241.
Planungsausschusssitzung am 18.10.2016 behandeln. Um die Interessen der
Landeshauptstadt Minchen im Beteiligungsverfahren zu wahren und um eine Grundlage
fir das Abstimmungsverhalten der Vertreterinnen und Vertreter der Landeshauptstadt
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Munchen in der o.g. Sitzung des RPV-Planungsausschusses zu schaffen, ist eine
Behandlung der Teilfortschreibung des LEP im Stadtrat zum jetzigen Zeitpunkt notwendig.

Zustandig fur die Entscheidung ist die Vollversammlung des Stadtrats gem. § 4 Ziffer 13
der Geschaftsordnung des Stadtrats nach Vorberatung im Ausschuss fur Stadtplanung
und Bauordnung.

Wegen des Umfangs des LEP-E wurde auf eine Anlage des Umweltberichts, der
Strukturkarte und weiterer erganzender Materialien an diese Beschlussvorlage verzichtet.
Diese Unterlagen sowie der Entwurf der Teilfortschreibung des LEP insgesamt sind im

Internet unter http://www.landesentwicklung-bayern.de/anhoerung-teilfortschreibung-lep/
abrufbar.

2. Allgemeine Beurteilung der Teilfortschreibung
2.1. Verfahren

Die vorliegende Teilfortschreibung des LEP resultiert aus § 3a der Verordnung Uber das
Landesentwicklungsprogramm Bayern vom 22.08.2013, nach dem die Festlegung der
Mittel- und Oberzentren fortzuschreiben ist. Zudem hat Herr Staatsminister Dr. S6der am
27.11.2014 mit der Regierungserklarung ein 25-Punkte-Programm ,Bayern Heimat 2020*
vorgelegt, das die Uberarbeitung des LEP in einigen Punkten vorsieht (siehe Kap. 2.2).

Am 12.05.2016 berief Herr Staatsminister Dr. S6der eine Pressekonferenz ein, im
Rahmen derer er die konkreten Anderungsvorschlage im Bereich der Zentralen Orte und
des Raums mit besonderem Handlungsbedarf erstmals 6ffentlich vorstellte. Dies erfolgte,
bevor das gemal3 Bayerischem Landesplanungsgesetz (BayLplG) verpflichtend
durchzufuhrende Gesetzgebungsverfahren und die Anhérung der Zielunterworfenen,
insbesondere der Stadte und Gemeinden, der Regionalen Planungsverbande sowie der
kommunalen Spitzenverbénde, eingeleitet war. Seitens des Bayerischen Stadtetags fuihrte
diese Vorgehensweise zu scharfer Kritik, da dadurch das Gesetzgebungsverfahren auf
den Kopf gestellt wurde (vgl. Anlage 6). Die Landeshauptstadt Miinchen hat sich dieser
Kritik im Rahmen der 7. Bau- und Planungsausschusssitzung des Bayerischen Stadtetags
am 09.06.2016 angeschlossen.

Ein weiterer Kritikpunkt des Bayerischen Stadtetags, dem sich die Landeshauptstadt
Munchen angeschlossen hat, ist, dass die seitens des BayStMFLH in Auftrag gegebene
wissenschaftliche Basis der Fortschreibung des Systems Zentraler Orte, ein Gutachten
des Deutschen Instituts fir Stadt und Raum, bis heute nicht vorgelegt wurde. Im nun
vorliegenden LEP-E findet das genannte Gutachten keinerlei Erwahnung mehr.

2.2. Von der Teilfortschreibung betroffene Festlegungen des LEP

Folgende Festlegungen des LEP sind von der Teilfortschreibung betroffen:

- Zentrale-Orte-System: Es erfolgen insgesamt 59 Aufstufungen zu Mittel- und
Oberzentren sowie Neuausweisungen von Mehrfachzentren. Zudem wird eine
neue Kategorie ,Metropole” eingefiihrt. Insgesamt erhéht sich die Zahl der Mittel-
und Oberzentren weiter. Fast jede zweite Kommune in Bayern ist ein Zentraler Ort
(925 von 2056 Kommunen). Eine grundlegende Neujustierung des Systems
unterbleibt.


http://www.landesentwicklung-bayern.de/anhoerung-teilfortschreibung-lep/

Seite 3

« Neufestlegung des Raums mit besonderem Handlungsbedarf: Diese
Gebietskategorie wird neu abgegrenzt und stark ausgeweitet. Nun ist mehr als die
Halfte aller bayerischen Kommunen dieser Kategorie zugeordnet. Die jeweiligen
Gemeinden sollen bei Forderungen des Freistaats besonders bericksichtigt
werden.

+  Weitere Lockerungen des Anbindegebots und Flexibilisierung von
Zielabweichungsverfahren beim Anbindegebot: Das sog. Anbindegebot wird
abermals gelockert. Gewerbe- und Industriegebiete an Anschlussstellen von
Autobahnen und autobahn&hnlichen Stral3en sowie an Gleisanschlissen,
Tourismus- und Freizeitprojekte sowie interkommunale Gewerbe- und
Industriegebiete sollen zukiinftig auch ohne Anbindung an geeignete
Siedlungseinheiten auf der griinen Wiese errichtet werden kénnen. Auf3erdem soll
in grenznahen und besonders strukturschwachen Raumen bei der Ausweisung
neuer Gewerbe- und Industriegebiete zukiinftig leichter vom Anbindegebot
abgewichen werden kénnen.

+ Bevolkerungsvertraglicher Ausbau der Energieinfrastruktur: Zum Schutz der
Bevolkerung, zur Wahrung der kommunalen Entwicklungsméglichkeiten und des
Orts- und Landschaftshildes sollen Hochstspannungsfreileitungen zukinftig einen
Mindestabstand von 400 Metern im Innenbereich und 200 Metern im
AulRRenbereich zu Wohngebauden, Schulen, Kindergarten, Krankenhausern und
entsprechenden Baugebieten einhalten.

2.3. Stellungnahme der Landeshauptstadt Miinchen zur LEP-Gesamtfortschreibung
im Jahr 2012

Im Rahmen der Gesamtfortschreibung des LEP im Jahr 2012 hatte das Referat flr
Stadtplanung und Bauordnung auf Basis des Beschlusses der Vollversammlung des
Stadtrats der Landeshauptstadt Miinchen vom 25.07.2012, Sitzungsvorlagen-Nr. 08-14 /
V 09738, eine Stellungnahme gegeniber dem damals zustandigen Bayerischen
Staatsministerium fur Wirtschatft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie abgegeben.
Hinsichtlich jener Regelungsinhalte des LEP, die Gegenstand der nun vorliegenden
Teilfortschreibung sind, knupfen die nachfolgenden Ausfiihrungen im Sinne einer
argumentativen Kontinuitat an die Inhalte und Forderungen der damaligen Stellungnahme
der Landeshauptstadt Minchen an. Dies betrifft insbesondere

- die Forderung nach einer Neujustierung des Zentrale-Orte-Systems unter
Zugrundelegen des Leitbildes der dezentralen Konzentration bei gleichzeitiger
Reduzierung der Anzahl Zentraler Orte in Bayern;

+ die Unterstitzung des damaligen Ansinnens, die Kategorie ,Raum mit besonderem
Handlungsbedarf‘ neu einzuflhren — allerdings bei deutlicher Reduzierung des
Umgriffs im Vergleich zur vormaligen Kategorie ,landlicher Teilraum, dessen
Entwicklung in besonderem MalRRe gestéarkt werden soll*;

- die Forderung, das Anbindegebot als wesentliches Steuerungsinstrument der
Siedlungsentwicklung nicht durch zahlreiche Ausnahmen zu schwéchen,;

« den Hinweis auf eine fehlende Priorisierung von Energieleitungstrassen im LEP
verbunden mit der Forderung, entsprechende Regelungen fiir den Fall der
Kollision der Belange der Energiewende mit anderen raumbedeutsamen Belangen
in das LEP aufzunehmen.
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3. Stellungnahme der Landeshauptstadt Miinchen zur Teilfortschreibung des LEP
2016

Es wird vorgeschlagen, zur Teilfortschreibung des LEP folgende Stellungnahme
abzugeben:

3.1. Vorbemerkung

Europa, Deutschland und Bayern stehen vor weitreichenden sozialen, 6konomischen und
okologischen Herausforderungen: Daseinsvorsorge, Zuwanderung, Demografie, Mobilitét,
Wohnraumversorgung, Klimawandel und viele mehr. Mit diesen komplexen
Handlungsfeldern missen sich Stadt und Region Miinchen bereits heute intensiv
auseinandersetzen. Sie werden friher oder spater ihren Niederschlag in der raumlichen
Entwicklung Bayerns und seiner TeilrAume finden und das Gesicht der Stadte und
Gemeinden weiter pragen. Mit der Heimatstrategie verfolgt die Bayerische
Staatsregierung das Ziel, im Kontext dieser Herausforderungen den verfassungsmaRigen
Auftrag der Schaffung und des Erhalts gleichwertiger Lebens- und Arbeitsbedingungen in
allen Landesteilen umzusetzen. Eine der finf Saulen der Heimatstrategie ist die
Flexibilisierung der Landesplanung.

Neben der Begrindung erweiterter Rechte der Kommunen bedeutet das aber gleichzeitig
zusétzliche Pflichten und mehr Verantwortung in Bezug auf raumstrukturelle und
finanzielle Konsequenzen kommunaler Planungen. Die Verantwortung jeder einzelnen
Kommune fiir die Entwicklung der Gesamtregion steigt. Wegen der sukzessiven
Kommunalisierung der Landes- und Regionalplanung wird die Entwicklung des
Gesamtraums zunehmend die Summe nebeneinander stehender, kommunaler
Einzelplanungen und weniger das Produkt einer landesweit abgestimmten,
fachubergreifenden Planung. Ein fur die nachhaltige Entwicklung Bayerns notwendiges
rAumliches Gesamtkonzept in der Auseinandersetzung mit unterschiedlichen
Zukunftsszenarien fehlt im LEP weitgehend. Die Aufsplitterung in Einzelregelungen mit
immer mehr erweiterten Ausnahmen wird durch die vorliegende Teilfortschreibung noch
weiter verstarkt.

Der Ansatz der Bayerischen Staatsregierung, die Landesplanung damit noch stéarker zu
flexibilisieren und zu kommunalisieren, ist aus Sicht der Landeshauptstadt Miinchen
daher falsch. Die Realitat zeigt, dass keine der eingangs beschriebenen
Herausforderungen an Gemeinde-, Stadt-, Landkreis- oder Regionsgrenzen anfangt oder
aufhort. Die Erkenntnisse der Regionalen Wohnungsbaukonferenzen belegen diese
Tatsache. Diese Herausforderungen lassen sich nur im regionalen bzw. landesweiten
Kontext ganz erfassen und sind daher auch nur (lber-)regional zu lésen. Es bedarf auch
weiterhin einer starken Landesplanung, die in Erfullung ihres gesetzlichen
Koordinierungs- und Gestaltungsauftrags mit Augenmalf jene Dinge regelt, die zum
langfristigen Wohle der Blrgerinnen und Birger in allen Teilraumen Bayerns einer
Uberdrtlichen Abstimmung bedurfen. Gerade im Lichte der gro3en sozioGkonomischen
und dkologischen Herausforderungen darf sich der Freistaat nicht der Verantwortung fur
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die langfristig nachhaltige raumliche Entwicklung Gesamtbayerns und seiner Regionen
entziehen.

3.2. Uberarbeitung des Zentrale-Orte-Systems (LEP-E 2.1)

Mit der gegensténdlichen Teilfortschreibung hatte die Chance bestanden, das System
Zentraler Orte auf ein modernes und zukunftsweisendes Fundament mit echter
Steuerungswirkung zu stellen. Grundsatzlich begrif3t die Landeshauptstadt Minchen eine
Weiterentwicklung, insbesondere auch die Beriicksichtigung interkommunaler
Kooperationsstrukturen.

Nicht akzeptabel ist, dass das als wissenschaftliche Basis der gegenstandlichen
Uberarbeitung in Auftrag gegebene und der Heimatstrategie zu Grunde liegende
Gutachten des Deutschen Instituts fur Stadt und Raum bis heute nicht verdffentlicht wurde
und im LEP-E keinerlei Erwahnung findet. Das legt den Schluss nahe, dass die
Fortschreibung nicht priméar auf raumstrukturellen, wissenschaftlich basierten Erwagungen
im Sinne eines gesamtrdumlichen planerischen Konzeptes erfolgte, wie es die
~-EntschlieBung Zentrale Orte” der Ministerkonferenz fir Raumordnung (vgl. Anlage 7) u.a.
empfiehlt.

Stattdessen sieht der Fortschreibungsentwurf lediglich Aufstufungen zu Mittel- und
Oberzentren sowie neue Mehrfachzentren vor, bei gleichzeitigem Bestandsschutz fir alle
bestehenden Zentralen Orte. Insgesamt fuhrt der vorgelegte Entwurf zu einer weiteren
Inflation Zentraler Orte, wodurch neue kommunale Konkurrenzen um entsprechende
Einrichtungen begrindet werden. Diese Situation wird durch das Ansinnen, Kommunen
ohne hinreichende zentral6rtliche Einrichtungen als eine Art Entwicklungspol auf den
Rang eines Zentralen Ortes zu heben, zusatzlich verschéarft. Das System Zentraler Orte in
Bayern kann in dieser Form keine rdumliche Steuerungswirkung entfalten und keine
wirksame Verbesserung der Daseinsvorsorge gewahrleisten. Weniger, aber dafir
gestarkte und kooperierende Zentrale Orte sind die beste Garantie, eine neuerliche
Gebietsreform zu vermeiden. Das gilt angesichts der zunehmenden Finanzschwéche
vieler Kommunen gerade im landlichen Raum.

Die Einfihrung der neuen Stufe ,Metropole” erscheint mangels konkreter
Zielbestimmungen inhaltsleer und tberfliissig. Es ist nicht nachvollziehbar, warum in der
Metropolregion Miinchen neben der Landeshauptstadt Minchen nur die Stadt Augsburg
so eingestuft wird und nicht z. B. die fiir die Metropolregion Miinchen als Wirtschafts-,
Wissenschafts- und Kulturzentren ebenfalls sehr bedeutenden Stadte Ingolstadt und
Rosenheim. Demgegeniber ist in der Metropolregion Nirnberg auch Schwabach, mit ca.
40.500 Einwohnerinnen und Einwohnern kleinste kreisfreie Stadt Bayerns, als Metropole
eingestuft. Die Einfuhrung der neuen Kategorie Metropole ist nur dann sinnvoll und
wirksam, wenn sie mit konkreten Zielbestimmungen hinterlegt und mit den betroffenen
Kommunen abgestimmt wird.

Die Landeshauptstadt Miinchen lehnt die im LEP-E vorgeschlagene Uberarbeitung des
Zentrale-Orte-Systems ab und fordert

- eine wirkliche Neujustierung des Zentrale-Orte-Systems in Bayern. Bei einer
grundlegenden Neujustierung sollte dem Leitbild der dezentralen Konzentration




Seite 6

gefolgt werden. In diesem Sinne sollte die Anzahl der Zentralen Orte in Bayern auf
allen Stufen reduziert werden. Hierzu missen geeignete Kriterien im LEP festgelegt
werden. Die ,EntschlieBung Zentrale Orte" der Ministerkonferenz fiir Raumordnung
(vgl. Anlage 7) sollte berticksichtigt werden. Basis einer Neujustierung muss ein
offentlich zugangliches, wissenschatftlich fundiertes, raumwirtschaftliches Gutachten
sein.

«  Hilfsweise sind bei der weiteren Uberarbeitung aus Sicht der Landeshauptstadt
Minchen mindestens folgende Punkte zu berlicksichtigen:

o Die neue Kategorie ,Metropole” ist mit konkreten Zielbestimmungen zu
versehen, die mit den betroffenen Kommunen abzustimmen sind. Erganzend
sollten die wichtigsten Oberzentren der Metropolregionen in Bayern nach
transparenten Kriterien mit der Giberlagernden Zusatzsignatur ,Metropolitaner
Kern* gekennzeichnet werden (LEP-E 2.1.2 Z und 2.1.9 G).

o Die ausnahmsweise Zulassigkeit zusatzlicher Mehrfachgrundzentren kann zu
einer weiteren Inflation Zentraler Orte filhren und sollte gestrichen werden
(LEP-E 2.1.6 G).

o Bei der Festlegung neuer Doppel- oder Mehrfachzentren sollte die Aufteilung
der Funktionswahrnehmung tber einen landesplanerischen Vertrag
verpflichtend als Ziel aufgenommen werden. Dies ist im Sinne einer
verbindlichen Sicherung der ausreichenden Tragféahigkeit der jeweiligen
Einrichtungen (LEP-E 2.1.10).

o Mehrfachzentren sollten im Sinne ihrer Funktionsfahigkeit aus nicht mehr als
drei Kommunen bestehen. Als Voraussetzung fir ihre Funktionsfahigkeit ist
eine enge stadtebauliche Verflechtung und / oder eine leistungsfahige
Verknupfung der Teilorte eines Mehrfachzentrums mit 6ffentlichen
(Schienen-)Verkehrsmitteln festzulegen (LEP-E 2.1.10).

3.3. Vermeidung von Zersiedelung (LEP-E 3.3)

Die Bayerische Staatsregierung beabsichtigt, die Ausnahmetatbestande, welche ein
Abweichen vom generellen Gebot der Anbindung neuer Siedlungsflachen an geeignete
Siedlungseinheiten erlauben, erneut zu erweitern. Zukunftig sollen ohne Anbindung an
geeignete Siedlungseinheiten auf der griinen Wiese errichtet werden kénnen: Gewerbe-
und Industriegebiete an Autobahnanschlussstellen oder Anschlussstellen von
vierspurigen, autobahndhnlich ausgebauten Stral3en sowie an Gleisanschlissen,
interkommunale Gewerbe- und Industriegebiete sowie Tourismus- und Freizeitprojekte mit
spezifischen Standortanforderungen. Einzelhandel soll in diesen Gebieten grofl3tenteils
ausgeschlossen bleiben. Zudem sollen in grenznahen und besonders strukturschwachen
Gebieten Zielabweichungsverfahren bei der Ausweisung von Gewerbe- und
Industriegebieten erleichtert werden. Das entsprechende Kapitel im LEP soll zukunftig die
Uberschrift ,Anbindegebot” statt bisher ,Vermeidung von Zersiedelung® tragen.

Den geplanten Lockerungen stehen aus Sicht der Landeshauptstadt Munchen eine
Vielzahl raumstruktureller Belange entgegen. Sie konterkarieren die in der Region
Munchen angestrebte polyzentrale, kompakte Siedlungsentwicklung. Entsprechende
Standorte auf der griinen Wiese induzieren Autoverkehre, zerschneiden und zerstéren
FreirAume und fuhren zu einer weiteren Zersiedelung der Landschaft. Fur die Stadt und
die Region Minchen stellen landschaftliche Qualitaten wichtige Standortfaktoren dar.
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Gerade in einem Tourismusland wie Bayern sind hochwertige Landschafts- und Ortsbilder
harte Standortfaktoren. Die Entwicklung weithin einsehbarer, isolierter Gewerbegebiete
und Freizeitprojekte steht daher dem Ziel entgegen, Bayern als nachhaltigen und
prosperierenden Standort zu starken. Die schwerwiegende Transformation der
traditionellen Landschaftsbilder und Siedlungsstrukturen wird langfristig zu einem Verlust
von Heimat und Identitét fihren.

Die Folgen der geplanten Lockerungen sind auch 6konomisch nicht zu verantworten. Die
ersten Erfahrungen mit der ausnahmsweise zulassigen Errichtung von
Logistikunternehmen oder Verteilzentren an Autobahnanschlussstellen und
autobahnahnlich ausgebauten Stral3en zeigen, dass Investoren das im Rahmen einer
kommunalen Angebotsplanung neu entstandene Flachenpotential nutzen, um die
Standortkommunen gegeneinander auszuspielen und in einen ruindsen
Unterbietungswettbewerb zu zwingen. Es ist ausgeschlossen, dass in diesem
Wettbewerb alle Bewerber bestehen kénnen. Ubrig bleiben wenige Kommunen, die
tatsachlich von nachhaltig hdheren Gewerbesteuereinnahmen und Arbeitsplatzen
profitieren kdnnen. Daneben wird es eine Vielzahl von Verlierern geben, die durch
planerische und erschlieBungstechnische Vorleistungen einen dauerhaften finanziellen
Schaden der kommunalen Haushalte davontragen. Die langfristige volkswirtschaftliche
Bilanz dieser Entwicklung dirfte negativ sein. Es steht zu beflirchten, dass die zu
erwartenden Mehrbelastungen der kommunalen Haushalte zu neuen
Unterstitzungserfordernissen auf Seiten des Staatshaushaltes fiihren werden.

Abgelehnt wird der neue Grundsatz, kleinflachige Betriebe bei der Flachenneuausweisung
nicht angebundener Gewerbegebiete besonders zu beriicksichtigen. Gerade fir derartige
Betriebe bieten sich in den Ortslagen brach gefallene landwirtschaftliche oder gewerbliche
Gebaude bzw. Grundstiicke als geeignetes Standortpotential an. Bei dieser Form der
Innenentwicklung kénnen neben der Starkung der lokalen Wirtschaftsstrukturen auch die
stadtebauliche Qualitat und Identitat der bestehenden Orte gestarkt oder zurlickgewonnen
werden. Auch die Zulassigkeit touristischer Vorhaben auf der griinen Wiese kann je nach
Ausrichtung und Einzugsgebiet die Funktionsfahigkeit von Innenstadten und Ortskernen
erheblich beeintrachtigen.

Entbehrlich ist der neue Grundsatz der besonderen Beriicksichtigung der Méglichkeit der
Zielabweichung in grenznahen und besonders strukturschwachen Gemeinden. Die
Zielabweichung ist in Art. 4 BayLplG hinreichend geregelt. Unbeabsichtigten, durch
landesplanerische Vorgaben ausgeldsten Harten, die zu nicht vertretbaren negativen
Entwicklungen einer Kommune fihren, kann auch weiterhin mit dem bewahrten
Instrument des Zielabweichungsverfahrens einheitlich begegnet werden. Eine regionale
Flexibilisierung dieses Instruments ist nicht erforderlich und sollte unterbleiben.

Dass die neu zu schaffenden Ausnahmetatbesténde nicht fur Einzelhandelsbetriebe in
nicht angebundenen interkommunalen Gewerbe- und Industriegebieten und in
entsprechenden Gebieten an Autobahnausfahrten gelten, ist grundsatzlich zu begruRen,
sofern dieser Ausschluss langfristig gesichert ist. Die Erfahrung hat aber gezeigt, dass
schwierig zu vermarktende Gewerbe- und Industrieflachen friiher oder spater doch fur
Einzelhandelsnutzungen geéffnet werden, um die Planungs- und ErschlieRungskosten der
Kommunen zu refinanzieren. Einzelhandelsnutzungen missen auch bei der dritten
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Ausnahme (Uberértlich raumbedeutsame Freizeitanlagen oder dem Tourismus dienende
Einrichtung — vgl. Ziff. 5 d) bb) ddd) der Anlage 4) explizit ausgeschlossen werden, sonst
droht hier ein Einfallstor z. B. fiir Factory-Outlet-Center.

Zu begruRen ist, dass die im Rahmen der Ausnahmetatbestande zulassigen Gewerbe-,
Industrie- und Tourismusstandorte selbst keine geeigneten Siedlungseinheiten fir weitere
Anbindungen darstellen. Sollte die Bayerische Staatsregierung am vorliegenden LEP-E
festhalten, ist diese Bestimmung jedoch als Ziel und nicht nur in der Begriindung zu
formulieren.

Die Landeshauptstadt Miinchen fordert,
. die positiv besetzte Uberschrift ,Vermeidung von Zersiedelung* beizubehalten und
nicht durch den negativ konnotierten Begriff ,,Anbindegebot” zu ersetzen.
- die Regelungen zur Vermeidung von Zersiedelung (Anbindegebot) in der jetzigen
Form beizubehalten und nicht durch weitere Ausnahmen wirkungslos zu machen.
+ Hilfsweise wird gefordert,

o die unter Ziff. 5. d) cc) der Anlage 4 aufgefihrten Grundsétze
(Ansiedlungsmdglichkeiten fur kleinflachige, handwerklich gepréagte Betriebe
und Sonderregelungen fur grenznahe Gebiete) zu streichen und die
Maoglichkeiten der Zielabweichung im grenznahen Raum und in
strukturschwachen Gemeinden nicht zu flexibilisieren.

o auch bei dem unter Ziff. 5. d) bb) ddd) der Anlage 4 neu eingefuhrten
Spiegelstrich 9 (Freizeitanlagen, Tourismuseinrichtungen)
Einzelhandelsnutzungen explizit auszuschlieRen.

3.4. Erweiterung ,,Raum mit besonderem Handlungsbedarf (RmbH)*“ (LEP-E 2.2.3)

Die Erweiterung des Raums mit besonderem Handlungsbedarf fuhrt dazu, dass nun mehr
als die Halfte aller bayerischen Gemeinden zu dieser Gebietskategorie zu z&hlen ist. Die
Zuordnung zu dieser Kategorie ist die Grundlage fiir bessere Forderkonditionen. Die
Region Minchen ist von dieser Erweiterung nur marginal betroffen. Grundsatzlich zu
kritisieren ist, dass die zur Abgrenzung des RmbH herangezogenen Strukturindikatoren
einseitig auf den Bevolkerungsriickgang fokussieren. Die besonderen infrastrukturellen,
wohnungspolitischen und sozialen Handlungserfordernisse von durch Zuwanderung bzw.
Geburtenliberschuss stark wachsenden Regionen werden damit systematisch
ausgeblendet. Nicht nachvollziehbar ist, dass Kommunen und Landkreise, die zwar zum
Zeitpunkt der Gesamtfortschreibung des LEP im Jahr 2012 auf Grund der damaligen
Datenbasis zum RmbH zu zahlen waren, auf Basis der fiir die vorliegende Fortschreibung
herangezogenen aktuelleren Datenbasis aber nicht mehr zum RmbH zu zahlen waren,
trotzdem in dieser Gebietskategorie verbleiben. Die zielgerichtete Lenkung 6ffentlicher
Fordermittel in Richtung jener Kommunen, die die Mittel wirklich bendétigen, wird so
deutlich erschwert.

Die Landeshauptstadt Miinchen fordert,

« dass wachstumsbedingte infrastrukturelle Engpasse und angespannte
Wohnungsmaérkte bei der Abgrenzung des Raums mit besonderem Handlungsbedarf
durch die Einfihrung einer neuen Kategorie ,Raum mit besonderem
Handlungsbedarf auf Grund von Wachstumsdruck® gleichrangig bertcksichtigt




Seite 9

werden.
+ dass die Gebietskulisse des RmbH landesweit einheitlich auf die aktuell verfligbare
Datenbasis gestellt wird.

3.5. Um- und Ausbau der Energieversorgung (LEP-E 6.1)

Zum Schutz der Wohnumfeldqualitat der betroffenen Bevélkerung, der
Entwicklungsmdglichkeiten der betroffenen Kommunen und des Orts- und
Landschaftsbildes sollen Hochstspannungsfreileitungen zukinftig einen Mindestabstand
zu Wohngebauden, Schulen, Kindertagesstétten, Krankenhausern und dergleichen
einhalten. In der Regel soll dieser Abstand im Innenbereich 400 Meter betragen, im
AulRenbereich 200 Meter. AulRerdem sollen beim Ersatzneubau von
Hochstspannungsleitungen erneute Uberspannungen von Siedlungsgebieten
ausgeschlossen werden.

Der Anwohnerschutz ist auch aus Sicht der Landeshauptstadt Minchen bei der
Trassierung von Hochstspannungsfreileitungen ein gewichtiger Belang. Pauschale
Abstandsregelungen sind jedoch nicht sachgerecht und kénnen eine sorgfaltige
Abwagung im Einzelfall nicht ersetzen. Ein Hochtechnologie-Standort wie Bayern ist auf
eine zuverlassige Energieversorgung angewiesen. Da mit der von der Bayerischen
Staatsregierung initiierten ,,10-H-Regelung* der Ausbau der dezentralen
Energieversorgung durch Windkraftanlagen in Bayern weitestgehend zum Erliegen
gebracht wurde, muss diese erneuerbare Energie mittels langer
Hochstspannungsleitungen von den Produzenten Uberwiegend in den norddeutschen
Landern zu den Konsumenten transportiert werden. Die Trassenfindung stellt sich &uRerst
schwierig dar. Mitunter liegt dies an politisch-planerischen Versaumnissen der
Vergangenheit: Die teilweise groRziigige Genehmigungspraxis bei Bauvorhaben im
AulBenbereich, entsprechende Lockerungen des LEP und die dadurch induzierte
Zersiedelung haben dazu gefiihrt, dass mdgliche Trassenkorridore stark eingeschrankt
wurden und die Zahl potenziell betroffener Birgerinnen und Biirger in diesen Bereichen
zugenommen hat. Das nur freiwillig anzuwendende Instrument der Trassensicherung in
den Regionalpléanen wurde kaum wahrgenommen. Die nun auftretenden
Raumwiderstande sind vielfach hausgemacht und héatten vermieden werden kénnen.

Die Landeshauptstadt Minchen unterstreicht die Bedeutung des Anwohnerschutzes bei der
Trassierung von Hochstspannungsfreileitungen, lehnt aber pauschale Abstandsregelungen
zu Wohngebauden, etc. im LEP ab. Stattdessen sollte das LEP klare Abwagungsgrundsatze
formulieren. Dabei ist insbesondere zu berlcksichtigen, dass Mindestabsténde in dieser
GrofRenordnung zu mehr Landschaftsverbrauch mit neuen Zerschneidungswirkungen und
negativen Effekten fir das Landschaftsbild fihren konnen, weil z. B. eine Bindelung mit
anderen Bandinfrastrukturen erschwert bzw. verhindert wird. Die mit der Festlegung von
Mindestabstanden verbundene Einschrankung der Trassenkorridore darf nicht zu
Versorgungsengpassen fur Bevolkerung und Wirtschaft fihren.

4. Fazit, weiteres Vorgehen

Grundsatzlich begriif3t die Landeshauptstadt Miinchen die Absicht der Bayerischen
Staatsregierung, das Zentrale-Orte-Konzept fortzuschreiben. Mit dem vorliegenden LEP-E
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wurde allerdings die Chance der dringend erforderlichen Neujustierung des Systems
Zentraler Orte verpasst. Daher besteht in diesem Bereich ein erheblicher
Anderungsbedarf des LEP-E. Grundlage dafiir muss vor allem die Veréffentlichung und
breite Diskussion des hierzu erstellten Gutachtens sein. Die geplanten Lockerungen des
Anbindegebots und der Zielabweichung lehnt die Landeshauptstadt Miinchen wegen
negativer raumstruktureller Folgen grundsatzlich ab. Beziglich der Erweiterung des
Raums mit besonderem Handlungsbedarf sieht die Landeshauptstadt Miinchen einen
Anpassungsbedarf des LEP-E durch eine entsprechende Berticksichtigung der
Herausforderungen wachsender Regionen in einer gesonderten Kategorie. Hinsichtlich
der Neuregelungen beim Ausbau von Hdchstspannungsfreileitungen lehnt die
Landeshauptstadt Minchen pauschale Abstandsregelungen ab und weist nachdrtcklich
auf mdgliche Folgen flir eine nachhaltige Energieversorgung, auf zusatzliche
Beeintrachtigungen des Landschaftshildes und auf die zuséatzliche
Flacheninanspruchnahme durch Erschwerung der Bundelung von Bandinfrastrukturen
hin.

Das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung wird auf der Grundlage dieses
Stadtratsbeschlusses eine gesamtstadtische Stellungnahme zum LEP-E im Rahmen des
Anhorungsverfahrens gegentber dem zustandigen BayStMFLH abgeben. AuRerdem wird
das Referat fir Stadtplanung und Bauordnung die Haltung der Landeshauptstadt
Munchen in die Stellungnahme des Bayerischen Stadtetags sowie des Regionalen
Planungsverbandes Miinchen einbringen. Gegebenenfalls wird der Stadtrat erneut zur
Teilfortschreibung des LEP befasst.

Die vorliegende Sitzungsvorlage wurde mit dem Referat fir Arbeit und Wirtschaft und dem
Referat fir Gesundheit und Umwelt abgestimmt. Die Stellungnahme des Referats fir
Arbeit und Wirtschatft ist als Anlage 9 beigefligt. Beide Referate sowie das Baureferat, das
Direktorium, das Kommunalreferat, das Kreisverwaltungsreferat, das Kulturreferat, das
Personal- und Organisationsreferat, das Referat fir Bildung und Sport, die Stadtkdmmerei
und das Sozialreferat haben Abdrucke der Vorlage erhalten.

Beteiligung der Bezirksausschiisse

Die Satzung fur die Bezirksausschisse sieht in der vorliegenden Angelegenheit kein
Anhorungsrecht der Bezirksausschusse vor. Die Bezirksausschiisse 1 mit 25 haben
jedoch Abdrucke der Vorlage erhalten.

Eine rechtzeitige Beschlussvorlage gemaf Ziffer 2.7.2 der AGAM konnte nicht erfolgen,
da zum Zeitpunkt der in der AGAM geforderten Anmeldefrist die erforderlichen
Abstimmungen noch nicht abgeschlossen waren. Eine Behandlung in der heutigen
Sitzung ist jedoch erforderlich, damit auf dieser Grundlage die gesamtstadtische
Stellungnahme rechtzeitig abgegeben werden und der Beschluss des Stadtrats zum
LEP-E als Grundlage fir das Abstimmungsverhalten der Vertreterinnen und Vertreter der
Landeshauptstadt Munchen in der Sitzung des Planungsausschusses des RPV am
18.10.2016 dienen kann.

Dem Korreferenten, Herrn Stadtrat Amlong, und dem zustandigen Verwaltungsbeirat,
Herrn Stadtrat Bickelbacher, ist ein Abdruck der Sitzungsvorlage zugeleitet worden.
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Antrag der Referentin

Ich beantrage Folgendes:

1.

Das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, eine
gesamtstadtische Stellungnahme zur Teilfortschreibung des
Landesentwicklungsprogramms Bayern im Rahmen des laufenden
Anhorungsverfahrens gegeniiber dem Bayerischen Staatsministerium der Finanzen,
fur Landesentwicklung und Heimat abzugeben und dabei insbesondere folgende
Forderungen vorzubringen:

- Erfordernis der grundlegenden Neujustierung des Systems Zentraler Orte in
Bayern, verbunden insbesondere mit einer deutlichen Reduzierung der Anzahl
Zentraler Orte und der Festlegung geeigneter Einstufungskriterien; Hinterlegen
der Kategorie ,Metropole* mit konkreten Zielbestimmungen;

- Beibehalten der positiv besetzten Kapiteliberschrift ,,Vermeidung von
Zersiedelung” und Verzicht auf weitere Ausnahmen, die das Anbindegebot
schwéchen; Starkung des Ausschlusses von Einzelhandel;

- Berucksichtigung wachstumsbedingter infrastruktureller Engpasse und eines
besonderen Handlungsbedarfs in der Wohnungsversorgung durch eine
neue Kategorie ,Raum mit besonderem Handlungsbedarf auf Grund von
Wachstumsdruck®; Verwendung einer einheitlichen Datenbasis fur die
Abgrenzung des Raums mit besonderem Handlungsbedarf;

- Verzicht auf pauschale Abstandsregelungen fur Hochstspannungsfreileitungen
und Formulierung von klaren Abwagungskriterien, die neben dem
Anwohnerschutz zu beriicksichtigen sind, wie z. B. Vermeiden von
Landschaftsverbrauch, Zerschneidungswirkungen, negativen Effekten fir das
Landschaftsbild und Versorgungsengpassen fur Bevolkerung und Wirtschatft,
Bundelung von Bandinfrastrukturen.

Das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, diesen Beschluss
dem Bayerischen Stadtetag und der Geschéftsstelle des Regionalen
Planungsverbandes zu tbermitteln.

Die stadtischen Mitglieder des Planungsausschusses des Regionalen
Planungsverbandes werden beauftragt, auf der Grundlage dieses Beschlusses die
Forderungen der Landeshauptstadt Miinchen zu vertreten.

er Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.


Marianne Sagerer, 27.07.11
Zwingend Aussage zur Beschlussvollzugskontrolle (vgl. Beschluss der Vollversammlung
vom 06.10.2004 und Schreiben SG3 vom 22.10.2004) aufnehmen.
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lll. Beschluss

nach Antrag

E]

Uber den Beratungsgegenstand wird durch die Vollversammlung des Stadtrates endgliltig
entschieden.

Der Stadtrat der Landeshauptstadt Miinchen

Der / Die Vorsitzende Die Referentin

Ober-/Blrgermeister/-in Prof. Dr.(l) Merk
Stadtbauratin


Tina Torres, 11.12.13
Mind. 3 Zeilen zwischen „nach Antrag“ und „Der Stadtrat...“ für Stenogr. Sitzungsdienst.
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IV. Abdruck von . - il
Uber die Verwaltungsabteilung des Direktoriums, Stadtratsprotokolle (SP)
an das Revisionsamt
an die Stadtkammerei
mit der Bitte um Kenntnisnahme.

V. E Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung - SG 3
orweiteren Veranlassung.

Zu V..
1. Die Ubereinstimmung vorstehenden Abdrucks mit der beglaubigten Zweitschrift wird
bestéatigt.

2 ie Bezirksausschisse 1 bis 25
3. An das Baureferat

4. An das Kommunalreferat

5. An das Kreisverwaltungsreferat

6. An das Kulturreferat
7
8
9

An das Personal- und Organisationsreferat
An das Referat flr Arbeit und Wirtschaft

. An das Referat fiir Bildung und Sport|=
10. An das Referat fiir Gesundheit und Urwelt
11. An das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — SG 3
12. E- as Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — HA I, HA I/01 BVK, HA I/1, HA

_HAI/12, HA1/2, HA I/3. HA /4

13. An das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — HA 1l
14. An das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — HA 11

15. An das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — HA IV
16. An die Stadtkammerei

17. An das Sozialreferat
mit der Bitte um Kenntnisnahme.

18. Mit Vorgang zurtick zum Referat fir Stadtplanung und Bauordnung HA 1/12

Am

Referat fir Stadtplanung und Bauordnung SG 3


Marianne Sagerer, 27.07.11
Alle HAen erhalten Abdruck. Ggf. zusätzlich speziell 
tangierte Fachbereiche ergänzen, z. B. HA I/40

Marianne Sagerer, 27.07.11
Die BA´s die laut Vortrag beteiligt wurden erhalten Abdruck

Marianne Sagerer, 27.07.11
Je BV-Empfehlung und je BA-Antrag 1x Abdruck (Zum neuen Verteilermodus siehe Schreiben SG3 vom 08.10.2009).

Marianne Sagerer, 27.07.11
Verteiler zu V. bitte nicht trennen (nicht über zwei Seiten)


